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Gegen die Heiratsstrafe DerWider-
stand derRegierungwarvergeb-
lich: Der Landrat beauftragt sie,
mit einer Standesinitiative in
Bundesbern für die Einführung
der Individualbesteuerung ein-
zutreten.DieMotion von Pascale
Meschberger (SP) wurde von
der SP, den Grünen und der FDP
unterstützt.

«Wir brauchen endlich eine
Reform im Steuerrecht», sagte
Meschberger. Es gelte zu signa-
lisieren, dass die Kantone die
Gleichberechtigung bei der Be-
steuerung verlangten und gegen
die Benachteiligung bei der Er-
werbsarbeit einträten. Saskia
Schenker (FDP) sagte, Fehlanrei-
ze behinderten die Erwerbstätig-
keit von Frauen.Manmüsse end-
lich einen Schritt vorankommen.

Gegen die Individualbesteue-
rung waren SVP, Mitte und EVP.
Andrea Heger (EVP) sagte, es
gebe auch andereMöglichkeiten
gegen die Heiratsstrafe. Mit der
Individualbesteuerung würden
Haus- und Care-Arbeit Schaden
erleiden. Der Landrat liess sich
nicht umstimmen: Er stimmte
mit 46 zu 33 Stimmen bei einer
Enthaltung deutlich für die
Standesinitiative zugunsten der
Individualbesteuerung. (td)

Landrat verlangt
steuerliche
Gleichbehandlung

Thomas Dähler

DerVerfassungsauftrag Gemein-
destärkung (VAGS) soll auch bei
den Kindergärten und Primar-
schulen umgesetzt werden: Der
Landrat hat am Donnerstag mit
80 zu null Stimmen den Regie-
rungsrat beauftragt, ein VAGS-
Projekt zu initiieren, das dieTrä-
gerschaftsaufgaben und deren
Finanzierung neu regelt.

Mit der deutlichen Zustim-
mung zum Beschluss der Bil-
dungs-, Kultur- und Sportkom-
mission dürfte vorgespurt sein,
dass dieAbgrenzung der Zustän-
digkeiten für die Schulen zwi-
schen Kanton und Gemeinden
verändert wird.

Mitte letzten Jahres hatte dieTag-
satzung derGemeinden entschie-
den, vom Kanton eine stärkere
Mitfinanzierung derPersonalkos-
ten für die Gemeindeschulen zu
verlangen.Der Landrat hat in der
Folge drei Vorstösse von Miriam
Locher (SP), Béatrix von Sury
(Mitte) und Andreas Dürr (FDP)
überwiesen, welche das Ziel ver-
folgen, Trägerschaft, Finanzie-
rung undWeiterentwicklung des
Kindergartens,derPrimarschulen
sowie der Musikschulen neu zu
regeln. Der Regierungsrat re-
agierte darauf mit dem Entwurf
von sechs möglichen Modellen.

Mittelweg gesucht
Damit daraus auch wirklich ein
Projektwird, hat der Landrat am
Donnerstag ergänzend und im
Sinne der Kommission ein kon-

kretes Projekt unter Einbezug
der Gemeinden im verabschie-
deten Entscheid verankert.

«Die Neugestaltung wird
komplex und aufwendig sein»,
hielt Kommissionspräsident Pas-
cal Ryf (Mitte) Rat fest. Es gehe
darum, einen Mittelweg zwi-
schen den Zielen der Chancen-

gleichheit in derBildung und der
Stärkung der Gemeindeautono-
mie zu finden, wie sie inzwi-
schen in der Verfassung steht.

Vondensechsvorgeschlagenen
Modellen hat die Kommission
schon zwei beerdigt: Kindergär-
ten, Primarschulen und Musik-
schulen sollen weder vollständig

in die Zuständigkeit des Kantons
noch vollständig in diejenige der
Gemeinden fallen. Gesucht wird
ein Kompromiss, der Kompeten-
zen und Finanzverantwortung in
Teilbereichender jeweils gleichen
Staatsebene zuordnet.

Möglicherweise führe die Pro-
jektarbeit zu einemModell Num-

mer sieben, heisst es im Bericht
der Bildungskommission. Heute
bestehende Fehlanreize sollten
behoben werden, sagte Ryf. Ste-
fan Degen (FDP), Präsident der
Finanzkommission, die einen
Mitbericht zur Vorlage verfasst
hat, erklärte,nach demWillen sei-
ner Kommission müsse die Ver-
besserung der Bildungsqualität
im Vordergrund stehen. Die Fi-
nanzströme seien erst nachher
entsprechend den Kompetenzen
anzupassen.Komplett lösenwer-
de sich derZielkonflikt abernicht.

Gemeinden bleiben Träger
Aus den Beratungen der Bil-
dungskommission geht hervor,
dass der Kanton vermutlich wei-
terhin die Besoldung der Lehr-
kräfte festlegen und einige Infra-
strukturstandardsvorgeben dürf-
te. In der Frage der Kasse, die die
Entlöhnung der Lehrkräfte vor-
nehmen soll, steht zur Diskussi-
on, dass dies die Kantonskasse
künftig über Pauschalen pro
Schülerin oder Schüler überneh-
menkönnte.Nicht infrage gestellt
ist aber, dass die Gemeindenwei-
terhin Träger der Kindergärten,
Primarschulen und Musikschu-
len bleiben.

Offen ist, wie Kommissions-
präsident Ryf ausführte, ob heu-
tige Fehlanreize bei der unglei-
chen Finanzierung der speziel-
len Förderung durch die
Gemeinden und der Sonderschu-
lung durch den Kanton behoben
werden können. Einig war sich
die Kommission, dass eine Neu-
regelung dazu führenwird, dass
der Finanzausgleich neu geregelt
und je nachdem auch der Steu-
erschlüssel zwischen Kanton
und Gemeinden angepasst wer-
den muss.

Seilziehen umdie Finanzierung
der Schulen ist lanciert
Kanton und Gemeinden im Clinch Der Baselbieter Landrat beauftragt die Regierung, die Gemeinden
mit einer Neuregelung der Zuständigkeiten für die Kindergärten und Schulen zu stärken.

Klares Signal: Der Landrat will Kompetenzen für Kindergärten und Primarschulen neu ordnen. Foto: Pino Covino

«E Bsuech im Fasnachtshuus» Vor
zwei Jahren lud das Fasnachts-
huus noch zu einem köstlichen
Krimi-Dinner ein. Dann musste
eswegen Corona aussetzen. Jetzt
will eswieder Fahrt aufnehmen:
Vom 23. Februar bis zum 1.März
wird es unter demMotto «Mane-
ge frei» das Restaurant Safran-
Zunft in ein Zirkuszelt verwan-
deln und das Publikum in die zir-
zensischeWelt entführen.

Kunst und Musik, Akrobatik
und eine bewegende Geschichte
stehen neben einem Dreigang-
menü im Zentrum der fünften
Fasnachtshuus-Ausgabe.Mit von
der Partie ist das bewährte Pfei-
fer- und Tambourenensemble
des Fasnachtshuus.

Ebenfalls in der Manege zei-
genwerden sich zwei Bänke – der
eine jung und aufstrebend, der
andere nicht mehr jung und
bekannt; die Organisatoren
schweigen sich über deren Na-
men noch aus.

Sieben Vorstellungen
Den artistisch-schauspielerischen
Teil decken der bekannte Basler
Schauspieler Urs Bihler und die
nationale Zirkusgrösse Samuel
Müller Dimitri ab. «Ich freue
mich riesig auf die Aufgabe»,
sagt Urs Bihler, «in der Saffere
spielt man mitten im Publikum,
und das ist das ganz Besondere
im Fasnachtshuus.»

Für die Texte zeichnen erst-
mals Walter Loeliger und Domo
Löwverantwortlich,während Pa-
trick Stalder, Präsident des Ver-
eins Fasnachtshuus, die Regie
übernimmt. Der musikalische
Teil liegt in den Händen von Ro-
man Huber.

Für die sieben Vorstellungen
mit je 80 Plätzen sind Billette zu
119 Franken ab sofort überwww.
eventfrog.ch/ebi2022 erhältlich.
Für die Gäste gilt die GGG-Regel.

Dominik Heitz

www.fasnachtshuus.ch

Manege frei:
VomHaus
ins Zirkuszelt

Das statistische Amt hat Bevöl-
kerungsszenarien veröffent-
licht. Ein mittleres Szenarium
geht davon aus, dass die Kan-
tonsbevölkerung bis zum Jahr
2045 von heute 202’000 auf
224’000 Einwohnende ansteigt.
Eine höhere Prognose weist auf
260’000 Menschen hin, eine
tiefere geht von einem Rück-
gang derWohnbevölkerung
aus. Als Planungsgrundlage soll
die mittlere Annahme dienen.
Voraussetzung für dieses starke
Anwachsen der Bevölkerung ist
zusätzlicherWohnraum. Auch
dazu gibt es eine Prognose:
13’000 neueWohnungen
müssen in diesem Zeitraum
gebaut werden.

Das Papier des statistischen
Amts liefert wichtige Grund
lagen für die Planungsarbeit.
Diese Prognose wirft aber
Fragen auf: Für wen sollen
13’000 zusätzlicheWohnungen
gebaut werden?Weshalb sollen
bis zum Jahr 2045 zusätzlich
22’000 Personen im Kanton

wohnen wollen?Welche
Auswirkungen hat die neue
Arbeitsform Homeoffice, die
auch nach der Pandemie noch
Bedeutung haben wird, auf die
Wohnungsnachfrage?Werden
wegen der Arbeit von zu Hause
aus grössereWohneinheiten
gefragt sein? Führt Homeoffice
zur Bevorzugung vonWohn-
raum im kostengünstigeren
Umland der Stadt? Hat das
auch für Baselland prognosti-
zierte Bevölkerungswachstum
von 27’000 Personen Auswir-
kungen auf den Stadtkanton?

Die Nachfrage nachWohnraum
im Stadtkanton erfolgt haupt-
sächlich wegen der Arbeits
plätze. In der Vorausschau wird
davon ausgegangen, dass sich
Wirtschaftsstruktur undWirt-
schaftskraft bis 2045 nicht
negativ verändern. Darf man
die heutige erfreuliche Stärke
der lokalenWirtschaft und
damit die ausgezeichnete
Finanzsituation des Kantons
bis 2045 als gegeben betrach-

ten?Wird die Pharma-Industrie
als Leitbranche auch 2045 noch
dieselbe volkswirtschaftliche
Bedeutung haben? Tun wir
genug, um unseren Pharma-
Standort attraktiv zu gestalten?
Pflegen wir die ansässigen
Firmen mit grosserWertschöp-
fung und vielen Arbeitsplätzen
ausreichend? Investieren wir
genug in Start-up-Firmen?
Geben wir dem Gewerbe
genügend Raum und Frei
heiten, um auch in 23 Jahren
noch so viele Arbeitsplätze im
Kanton anzubieten?

Wenn tatsächlich bis 2045
weitere 22’000 Menschen im
Stadtkanton wohnen sollen,
bedingt dies zusätzlich sehr
viele Arbeitsplätze. Nicht der
Staat schafft Arbeitsplätze, es
sind die grossen und kleineren
Unternehmen, welche Leute
anstellen. Der Staat kann aber
viel dazu tun,Wirtschafts-
wachstum zu ermöglichen.Wer
zwei der weltweit bedeutends-
ten Pharma-Firmen beheima-

tet, muss diese Stärke stärken.
Nur ein Beispiel, wie das erfol-
gen kann: Um noch gezieltere
Heilmittel und Verfahren zur
Bekämpfung von Krankheiten
entwickeln zu können, braucht
die Forschung anonymisierte
Patientendaten. Solche erhält
man aktuell in der Schweiz
nicht. Unverständlich, weshalb
der Bund dazu nicht Hand
bietet. Unerlässlich, dass sich
der Kanton dafür einsetzt.

NeueWirtschaftszweige werden
im Zuge der Digitalisierung
entstehen. Ein Beispiel: Die
Abwehr gegen Cyberkriminali-
tät braucht Spezialwissen.
Universität, Fachhochschule
und Private könnten ein Basler
Kompetenzzentrum zur Be-
kämpfung von Cyberangriffen
und Hackererpressungen schaf-
fen und dringend benötigte
Fachleute ausbilden. Eine
staatliche Anschubfinanzierung
wäre gerechtfertigt. Daneben
gibt es zahlreiche weitere Mög-
lichkeiten für Anreize zur Schaf-

fung zusätzlicher Arbeitsplätze.
Mit der Planung vonWohnraum
ist es nicht getan. Investoren
brauchen eine Sicherheit der
Nachfrage; zusätzliche Arbeits-
plätze sind dazu unerlässlich.
Übertriebener Mieterschutz –
wie aktuell mit der Initiative
«Ja zum echtenWohnschutz»
oder andere Planungsbeschrän-
kungen – ist dem Ziel abträg-
lich, mehrWohnungen anbieten
zu können.

Es reicht nicht, zusätzlichen
Wohnraum zu planen. Es
braucht nicht nur die Antwort
auf die Frage, für wen diese
neuenWohnungen sein sollen;
es braucht auch aktives
staatliches Engagement zum
Beibehalten der Standort
attraktivität bis 2045.

13’000 zusätzlicheWohnungen bis in 23 Jahren – für wen?
Die Bevölkerung des Kantons Basel-Stadt soll bis 2045 um 22’000 Personen anwachsen.

Christoph
Eymann
Nationalrat LDP und
BaZ-Kolumnist

Eymann
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Thomas Gubler

Der Baselbieter Landrat hat am
Donnerstagmorgen das revidier-
te Sozialhilfegesetz verabschie-
det. Das letzte Wort über die
Vorlage, die ursprünglich auf die
berühmt-berüchtigteMotionvon
Peter Riebli (SVP) zurückgeht,
hat allerdings das Stimmvolk.
Bei 53 Ja-, 31 Nein-Stimmen und
einer Enthaltung wurde in der
Schlussabstimmung das Vier-
fünftelmehr deutlich verfehlt,
womit das Gesetz dem obligato-
rischen Referendum unterliegt.

Die SPhatte auch in der zwei-
ten Lesung versucht, den soge-
nannten Langzeitabzug von
40 Franken pro Monat zu strei-
chen, war damit aber mit 36 zu
47 Stimmen gescheitert. Dies
wiederum hatte zur Folge, dass
die überwiegende Mehrheit der
Sozialdemokraten und der
Grünen in der Schlussabstim-
mung das Gesetz ablehnten.

Heftig geführte Debatte
Materiell ging es in der zweiten
Lesung vom Donnerstag prak-
tisch nur noch um die Frage:
Sollen Langzeitbezügerinnenund
-bezüger von Sozialhilfe nach
zwei Jahrenmit einemAbzugvon
40 Franken pro Monat bestraft
werden? Diese sorgte allerdings
noch einmal für eine teilweise
heftig geführte Debatte vonmehr
als einer Stunde.

Der SP-Fraktionschef Roman
Brunner bestritt zwar nicht, dass
das neue Gesetz seine positive
Seite hat, wehrte sich aber da
gegen, dass die Vorzüge gleich
wieder mit einer Kürzungs
massnahme relativiert werden.
«Wir haben gemäss Verfassung
den Auftrag, die Schwachen zu
schützen, nicht zu schwächen»,
sagte Brunner. Klaus Kirchmayr

(Grüne) gab zu bedenken, dass
negativeAnreize bekanntermas-
sen kaum etwas bewirkten.

Demgegenüber wollten die
Bürgerlichen – allen voran die
SVP – unbedingt am Langzeit
abzug festhalten und mit dem
Abzugvon 40 Franken nach zwei
Jahren signalisieren, dass sich
Arbeit lohnt. «Die Sozialisten
wollen einfach den Armen Geld
geben, um sie am Leben zu er-
halten. Wir Bürgerlichen dage-
genwollen, dass eswenigerArme
gibt», sagte SVP-Fraktionschef
Peter Riebli.

Als HanspeterWeibel (SVP) noch
zu bedenken gab, «dass wir Ar-
mut importieren» undRiebli den
Abzug als bloss «symbolisch»
bezeichnete, schien für den frü-
heren SP-Präsidenten Adil Kol-
ler dasMass voll. «Was ist das für
einMenschenbild,wennman an-
nimmt, es gehe denjenigen, de-
nen es schlecht geht, dann bes-
ser,wennman denjenigen etwas
wegnimmt, denen es noch
schlechter geht», fragte Koller
rhetorisch.

Die FDP und Die Mitte spra-
chen sich wie schon vorher für
den Langzeitabzug aus. Für Sas-
kia Schenker (FDP) gehörte «der
Abzug dazu, um auch ein gewis-
ses Gegengewicht zu den neuen
Unterstützungsmassnahmen zu
setzen». Am Schluss der Debatte
empfahl auch FinanzdirektorAn-
ton Lauber (Mitte) das Gesetz in
dervorliegenden Form dringend
zurAnnahme, sodass derAntrag
der SP, den entsprechenden Pas-
sus aus demGesetz zu streichen,
zum Scheitern verurteilt war.

Revidiertes Sozialhilfegesetz kommt vors Volk
Bürgerliche setzen sich durch Langzeitbezügerinnen und -bezüger müssenmit einem Abzug von 40 Franken pro Monat rechnen.

Die von SVP-Landrat Peter Riebli angestossene Revision des Sozialhilfegesetzes polarisiert. Foto: Pino Covino

In einem Punkt waren sich am
Donnerstag die Gerichtspräsi-
dentin, die Staatsanwältin, die
Sachverständigen sowie derVer-
teidiger einig: Die Frage, wie
schuldfähig der heute 48-jähri-
geTürke aus demKleinbasel tat-
sächlich ist, steht im Zentrum ei-
ner Beurteilung.

Die Staatsanwaltschaft wirft
dem IV-Bezüger, der seit 2000
keiner geregelten Arbeit mehr
nachgeht, mehrere Delikte vor:
einfache Körperverletzung,
mehrfache Widerhandlung ge-
gen das Strassenverkehrsgesetz
durch Entwendung einesMotor-
fahrzeuges zumGebrauch sowie
grobe Verletzung von Verkehrs-
regeln, sexuelle Belästigung ei-
nes Kindes undWiderhandlung
gegen dasWaffengesetz.

DerMann kam infolge des Fa-
miliennachzugs mit 14 Jahren in
die Schweiz, hat nie eine Ausbil-
dung gemacht und hat vor mehr
als 20 Jahren temporär in derHo-
tel- und Gastrobranche gearbei-
tet. Doch seit vielen Jahren arbei-
tet er nichts mehr, seit 2016 be-
zieht er offiziell IV.Weil er,wie er
vorGericht sagte,mehrere Betrei-
bungen gegen sich laufen habe,
finde er keineWohnung und lebe

deshalb bei seiner Mutter im
Kleinbasel.Doch dervomGericht
befragte Arzt des Mannes zeigte
auch ein gegenseitigesAbhängig-
keitsverhältnis von Mutter und
Sohn auf. Gutachten und psych-
iatrischeAbklärungen attestieren
dem48-Jährigen das Borderline-
syndrom, bei dem es zu mani-
schen und zu depressiven Pha-
sen kommt – die Delikte beging
er in der manischen Phase.

Attackemit Pfefferspray
Vor einem Lebensmittelgeschäft
hat einMann den Beschuldigten
gebeten, nicht vor dem Eingang
und so nah an anderen Leuten
auf den Boden zu spucken,wor-
auf der 48-Jährige seinen Pfef-
ferspray nahm und dem Mann
ins Gesicht sprühte.DemGericht
sagte der Beschuldigte, er habe
sich bedroht gefühlt und vertei-
digen wollen.

Weil derBeschuldigte Lust auf
eine Fahrt mit dem Auto hatte,
aberweder im Besitz eines Autos
noch eines Fahrausweises war,
entwendete er am 12.August 2018
das Fahrzeug seines Schwagers.
An jenemSonntagmorgenwollte
eine Polizeipatrouille das Auto
aufgrund der Fahrweise in der

Elisabethenstrasse kontrollie-
ren – doch der Türke setzte zur
Flucht an. Bei der Verfolgungs-
fahrt donnerte er mit deutlich
übersetzterGeschwindigkeit über
die Wettsteinbrücke und dann
durch die Grenzacherstrasse bis
zur Schwarzwaldallee, wo er ei-
nen Selbstunfall verursachte.Da-
bei kam auch ein Polizeifahrzeug
zu Schaden.

Ein Experte analysierte an-
handderGeschwindigkeit des Po-
lizeiautos in derVerfolgungsjagd
dasTempo,mit demdas Fahrzeug
unterwegs gewesen sein könn-
te: deutlich über 100 Kilometer
pro Stunde. Die Staatsanwältin
sprachvon einemRaserdelikt, bei
demnurdank grossemGlück nie-
mand zu Schaden gekommen sei.
ImAuto fand die Polizei einen il-
legalen Schlagstock.

IndermanischenPhasehat der
48-Jährige eine 13-Jährige gebe-
ten, ihm die Telefonnummer zu
geben.Zudemhat er sich imTram
neben sie gesetzt, ihr gesagt, sie
sei «eine schöneFrau»,und sie zu
küssen versucht. Als er das Mäd-
chen in derNähe einer Basler Se-
kundarschule beobachtete und
dieses die Lehrer verständigte,
nahmdie Polizei denMannvorü-

bergehend fest.DenBehörden ist
er bekannt als jemand, der in den
vergangenen Jahrenbereitsmehr-
fach in die Universitären Psychi-
atrischen Kliniken gebrachtwur-
de,aberaneinereigentlichenThe-
rapie nicht mitmachen will.
Zudem nimmt er unterschiedli-
che berauschende Substanzen.

Die Staatsanwaltschaft ver-
langt 18 Monate Freiheitsstrafe
unbedingt und sieht eine hohe
Rückfallgefahr.Das Gericht kann,
statt eine Strafe zuverhängen, an-
ordnen, dass sich der Mann am-
bulant behandeln lassen muss.
Denn ohne bestimmte Medika-
mente sei dieWahrscheinlichkeit
sehr hoch, dass eswieder zuVor-
fällen komme, wie ein Arzt vor
Gericht sagte.Von der Forderung
einerLandesverweisung sieht die
Staatsanwaltschaft ab, obwohl
der Mann schlecht integriert ist
und nur mässig Deutsch spricht.

Die Verteidigung sieht die
Hauptanklagepunkte als nicht
erfüllt und verlangt einen Frei-
spruch, ist aber auch für eineAn-
ordnung von therapeutischen
Massnahmen.Das Urteilwird am
Freitagnachmittag eröffnet.

Mischa Hauswirth

Mit über 100 km/h über dieWettsteinbrücke
IV-Bezüger vor Gericht Ein psychisch kranker Türke muss sich wegen Rasens und
sexueller Belästigung einer 13-Jährigen vor dem Strafgericht Basel-Stadt verantworten.

«Die Sozialisten
wollen einfach
den Armen Geld
geben, um sie am
Leben zu erhalten.»
Peter Riebli
SVP-Landrat

Gleichstellungsgesetz Mit dem
Fahrplanwechsel Mitte Dezem-
ber werden in Basel fünf Tram-
Doppelhaltestellen in Einfach-
haltestellen umgewandelt. Von
der Massnahme betroffen sind
die HaltestellenMarktplatz, Bar-
füsserplatz, Bankverein, Heu-
waage und Aeschenplatz.

Die Umwandlung der Halte-
stellen erfolge ab nächster Wo-
che vorerst mit Markierungen
und kleineren baulichen Mass-
nahmen, teilte das Basler Bau-
und Verkehrsdepartement am
Donnerstag mit. Im Zuge der
Umsetzung des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes würden
die Haltestellen zwischen 2023
und 2030 definitiv zu Einfach-
haltestellen umgebaut.

So wird bei der Haltestelle
Bankverein die Fahrbahn zwi-
schen den Geschäften und der
Haltestelle in Fahrtrichtung Ae-
schenplatz angehoben, damit die
Fahrgäste bequemer aus dem
Tram aussteigen können. In
Fahrtrichtung Barfüsserplatz
wird die Haltestelle verbreitert.
Aus Platzgründen verschwinden
die Veloparkplätze bei der UBS
vorübergehend. Neu stehen im
oberen Teil der Freien Strasse
Parkplätze zur Verfügung.

Bei der Haltestelle Heuwaage
wird die schmale Insel in Fahrt-

richtungTheaterverbreitert.Dies
erlaube neu den Einsatz der
Klapprampe fürmobilitätseinge-
schränkte Personen und biete
den Fahrgästen generell mehr
Platz, heisst es im Communiqué.

Absenkungen beim Barfi
Zudem werden beim Barfüsser-
platz in Richtung Falknerstrasse
im Frühling 2022 Absenkungen
realisiert, damit die Fahrgäste die
Haltestelle einfacher verlassen
und die Strasse überqueren kön-
nen. Bei der Haltestelle Markt-
platz in Fahrtrichtung Schifflän-
de wird das Wartehäuschen in
Richtung Barfüsserplatz versetzt.

Bei der Haltestelle Aeschen-
platz sind keine baulichenMass-
nahmen notwendig.

Die BaslerRegierung hatte vor
zwei Jahren entschieden, die
Doppelhaltestellen aufzuheben
und in Einfachhaltestellen um-
zuwandeln.

In den kommenden Jahren
sollen dieDoppelhaltestellen um-
gebautwerden.AmAeschenplatz
Richtung Bahnhof SBBwird dies
voraussichtlich in den Jahren
2022 bis 2023 der Fall sein, am
Marktplatz von 2023 bis 2024, am
Bankvereinvon 2024 bis 2025, an
derHeuwaage von 2024 bis 2027
und am Barfüsserplatz von 2028
bis 2030. (sda)

Jetzt ist es definitiv: Einfachhaltestellen
kommenMitte Dezember

Die Neuerungen

Mit dem revidierten Sozialhilfe
gesetz erhalten Sozialhilfebezie-
hende, die Kurse zur Stärkung der
Sprach- und Grundkompetenzen
besuchen oder an Beschäfti-
gungsprogrammen teilnehmen,
Motivations- und Beschäftigungs-
zuschüsse während zwei bis drei
Jahren. Dafür sollen sich Sozial
hilfeabhängige nach zwei Jahren
Leistungsbezug einen Langzeit
abzug gefallen lassen. Wobei das
Gesetz allerdings einen umfang-
reichen Katalog von Ausnahmen
vorsieht. Und schliesslich soll ein
Assessment-Center mit Beratung
und Prävention dafür sorgen, dass
Gefährdete gar nicht erst von der
Sozialhilfe abhängig werden. (gu)


